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1. Vorbemerkungen

Die Strukturförderung im Rheinischen Revier verfolgt einen stärke-
orientierten Ansatz. Programmatische Grundlage für die Förderung  
ist das Wirtschafts- und Strukturprogramm (WSP 1.1). Hierin werden 
vier Zukunftsfelder definiert, in denen das Rheinische Revier bereits 
heute große Kompetenzen aufweist. Mit dem Wirtschafts- und Struktur-
programm haben die Landesregierung und das Rheinische Revier den 
inhaltlichen Rahmen für die vom Bund mit dem Strukturstärkungs-
gesetz Kohleregionen vorgegebene Förderkulisse gesetzt. Eines der 
Handlungsfelder ist „Neue Mobilität“. Ziel ist es, die Attraktivität des 
Rheinischen Reviers als Wohn- und Arbeitsstandort zu steigern und das 
Verkehrssystem umwelt- und ressourcenschonender auszugestalten. 

Mit dem  Reviervertrag 2.0 wurden, basierend auf dem  Wirtschafts-  
und Strukturprogramm sowie dem ersten Reviervertrag, zusätzliche 
Ziele und Maßnahmen vereinbart und in Form eines  Ziel- und Meilen-
steinplans Rheinisches Revier für das Jahr 2030 konkretisiert. 

Mit themenspezifischen Förderangeboten adressiert die Landes-
regierung gezielt die Bereiche aus dem Ziel- und Meilensteinplan, bei 
denen verstärkte Anstrengungen notwendig erscheinen, um die für  
das Jahr 2030 gesetzten Ziele auch tatsächlich erreichen zu können.

https://www.rheinisches-revier.de/wp-content/uploads/2023/05/Reviervertrag-2.0_Stand_30.05.2023.pdf
https://www.rheinisches-revier.de/wp-content/uploads/2022/04/wsp_1.1.pdf
https://www.rheinisches-revier.de/wp-content/uploads/2022/04/wsp_1.1.pdf
https://www.rheinisches-revier.de/wp-content/uploads/2024/05/Meilensteine-Rheinisches-Revier.pdf
https://www.rheinisches-revier.de/wp-content/uploads/2024/05/Meilensteine-Rheinisches-Revier.pdf
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2. Förderangebot „Mobilstationen  
der Zukunft“

Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen unterstützt die kontinuierliche Verbesserung
der Vernetzung der Verkehrsmittel. Langfristiges Ziel ist es, dass sich 
das Rheinische Revier zu einer Modellregion für vernetzte und digital 
optimierte Mobilität entwickelt.

Ein wichtiger Schritt zur Zielerreichung ist der Ausbau eines möglichst 
flächendeckenden Angebotes an Mobilstationen zur Schaffung von
Anreizen für die Bevölkerung und für die Pendler und Pendlerinnen
im Rheinischen Revier, einen möglichst großen Teil ihrer Wege mit 
umweltfreundlichen Verkehrsmitteln zurückzulegen.

Mobilstationen verknüpfen baulich unterschiedliche Verkehrsmittel an 
einem Ort und ermöglichen Nutzern und Nutzerinnen so, flexibel
zwischen Verkehrsmitteln zu wechseln, z. B. zwischen Verkehrsmitteln 
des ÖPNV/SPNV, Fahrrädern oder Sharing-Angeboten. Die Vernetzung 
von Mobilitätsangeboten ist dabei ein Schlüsselthema, um Reiseketten 
ganz oder teilweise mit umwelt- und ortsverträglichen Verkehrsmitteln 
abwickeln zu können. Eine Mobilstation fungiert dabei als Start-, Ziel-
oder Umsteigepunkt, an dem mindestens zwei Verkehrsmittel zur 
Verfügung stehen. Über die reine Funktion als Verkehrsknotenpunkt 
hinaus können Mobilstationen auch zu Treffpunkten werden, an denen
Menschen Zeit verbringen.

Um den flächendeckenden Ausbau an Mobilstationen voranzubringen,
unterstützt das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit der 
go.Rheinland GmbH (go.Rheinland) und die Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr AöR (VRR) die kreisfreien und kreisangehörigen Städte, 
die Kreise und Gemeinden im Rheinischen Revier mit diesem Förderpro-
gramm.

3. Fördergegenstände

Gefördert werden investive Projekte zum Bau oder Ausbau von  
Mobilstationen. Dies umfasst sowohl Mobilstationen an Haltestellen  
des ÖPNV und SPNV als auch Mobilstationen im Quartier (ohne  
ÖPNV-Haltestelle). 

Die einzelnen Fördergegenstände, die Anforderungen an die Mindest-
ausstattung und an die Gestaltung der Mobilstationen sind den  
Leitlinien zum Förderprogramm  „Mobilstationen der Zukunft im  
Rheinischen Revier“ in der Anlage 1 zu entnehmen.
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Zusätzlich sind der investiven Hauptmaßnahme zur Errichtung  
einer Mobilstation oder dem Ausbau einer Mobilstation vorausgehende 
Planungsleistungen gemäß der Rahmenrichtlinie zur Umsetzung des 
Investitionsgesetz Kohleregion in Nordrhein-Westfalen (Rahmen- 
richtlinie) förderfähig. Voraussetzung ist, dass es sich bei der Haupt-
maßnahme um ein nach der Rahmenrichtlinie und nach den Förderleit-
linien der Zweckverbände go.Rheinland und VRR (Anlage 1) förder- 
fähiges Vorhaben handelt. Ausgaben für Personal sind nicht zu-
wendungsfähig.

Auch Ausgaben des Erwerbes eines mit dem Vorhaben verbundenen 
betriebsnotwendigen Grundstückes sind gemäß der Rahmenrichtlinie 
zuwendungsfähig. Wird eine bestehende Anlage ausgebaut, sind 
Grunderwerbsausgaben nur insoweit zuwendungsfähig, als bisher  
nicht für die Anlage genutzte Flächen in Anspruch genommen werden. 
Voraussetzung ist, dass der Grunderwerb sowie das Vorhaben gemäß 
der Rahmenrichtlinie förderfähig ist.

4. Fristen, Antragsverfahren und  
einzureichende Unterlagen

Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Köln. Anträge auf  
Gewährung von Zuwendungen für investive Vorhaben im Rahmen 
dieses Programmes können ganzjährig bis zum 30.06.2026 bei  
der Bezirksregierung Köln, Dezernat 37, eingereicht werden. 

Investive Vorhaben müssen bis zum 31.12.2028 abgeschlossen sein, 
der Schlussverwendungsnachweis ist bis spätestens zum 31.03.2029 
bei der Bezirksregierung Köln einzureichen.

Die fachliche Beratung von Antragstellern und Antragstellerinnen 
erfolgt durch go.Rheinland oder durch den VRR nach regionaler Zu-
ständigkeit gemäß Ziffer 8.3. der Förderleitlinien. Die Beratung vor  
der Antragstellung ist verpflichtend für Antragsteller und Antrag-
stellerinnen im Rahmen dieses Programmes. 

Alle Antragsunterlagen sind in Schriftform und zusätzlich per E-Mail mit 
Dateianlagen im Format PDF einzureichen. Es ist für alle Anträge das 
Antragsformular der Bezirksregierung in Anlage 2 der Förderleitlinien 
zu verwenden. 

Die neben dem Antragsformular der Bezirksregierung einzureichenden 
Unterlagen sind in  Ziffer 8.2. („Antragsunterlagen“) der Leitlinien 
zum Förderprogramm „Mobilstationen der Zukunft im Rheinischen 
Revier“ aufgeführt. 

Es können sowohl Zuwendungen für investive Baumaßnahmen (Mobil-
station) als auch Zuwendungen für der investiven Baumaßnahme 
vorausgehende Planungsleistungen sowie Zuwendungen für den 
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Erwerb eines mit dem Vorhaben verbundenen betriebsnotwendigen 
Grundstückes beantragt werden.

Für der investiven Hauptmaßnahme vorausgehende Planungsleistungen 
ist ein separater Antrag auf Zuwendungen bei der Bezirksregierung 
zusammen mit der verbindlichen Anmeldung der investiven Hauptmaß-
nahme einzureichen. Die Planungsleistungen müssen so ab-
geschlossen werden, dass der Antrag auf Zuwendungen für investive 
Baumaßnahmen bis spätestens zum 30.06.2026 eingereicht werden 
kann, eine Verlängerung der Einreichfrist ist NICHT möglich.

Für die Anmeldung der investiven Hauptmaßnahme sind eine Auflistung
der vorgesehenen Ausstattungselemente der Mobilstation mit einer 
möglichst detaillierten Kostenschätzung einzureichen. Auch ein geeigne-
ter Standort für die Mobilstation muss nachweislich feststehen
und die Fläche(n) verfügbar sein. Nach Abschluss der Planung gemäß 
der Rahmenrichtlinie ist ein weiterer Antrag auf Gewährung von Zuwen-
dungen für die investive Baumaßnahme der Mobilstation bei der 
Bezirksregierung Köln einzureichen.

Zuwendungen für Ausgaben für den Erwerb eines mit dem
Vorhaben verbundenen betriebsnotwendigen Grundstückes sind 
zusammen mit den Zuwendungen für die investive Baumaßnahme zu 
beantragen.

Bei Kooperationsprojekten und interkommunalen Vorhaben ist die Rolle 
jedes Projektpartners zu beschreiben und eine Aufteilung der Kosten
auf die Projektpartner als Anlage zum Projektantrag einzureichen.

Wenn es sich bei dem Antragsteller um keine Gemeinde oder Stadt 
handelt, ist die Zustimmung der Belegenheitskommune erforderlich 
und bei der Bewilligungsbehörde nachzuweisen.

5. Geltung des Förderangebots

Anträge können ganzjährig bei der Bezirksregierung Köln, Dezernat 37, 
eingereicht werden, die Einreichfrist für Anträge auf Zuwendungen für 
investive Baumaßnahmen (Mobilstation) endet am 30.6.2026.           
Bitte beachten Sie, dass es sich um die Einreichfrist für Anträge auf             
Zuwendungen für investive Baumaßnahmen handelt. Anträge auf         
Zuwendungen für vorausgehende Planungsleistungen müssen        
dementsprechend früher eingereicht werden.
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6. Anlage 1: Förderprogramm
„Mobilstationen der Zukunft“,
Förderleitlinien

Präambel

Mit dem neuen Förderprogramm „Mobilstationen der Zukunft“ soll im 
Rheinischen Revier die flächendeckende Einrichtung von Mobilstationen 
angeschoben werden. Im Hinblick auf die Ausstattungselemente, die 
Nutzung digitaler Systeme oder die Standortgestaltung soll dabei 
insbesondere die Umsetzung innovativer Ansätze unterstützt werden.

Die derzeit identifizierten, potenziellen Standorte für Mobilstationen 
liegen meist an Haltestellen des ÖPNV/SPNV. Darüber hinaus sollen mit 
dem Programm auch Standorte in Wohn- und Gewerbequartieren ohne 
ÖPNV-Anschluss berücksichtigt werden. Neben den üblichen Aus-
stattungselementen heutiger Haltestellen sollen an den Mobilstationen 
je nach Bedarf vor Ort z. B. Aufenthaltsbereiche, öffentliche WLAN-
Infrastruktur oder Flächen für den späteren Betrieb von Carsharing mit 
E-Autos, Verleihsystemen für (Elektro-)Fahrräder oder E-Scooter zur 
Verfügung stehen.

Mit der Qualifikation erfüllen die nach dem Programm „Mobilstationen 
der Zukunft“ für die Gewährung einer Zuwendung angemeldeten 
Investitionen die nach der Rahmenrichtlinie zur Umsetzung des  
Investitionsgesetzes Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen vom 
08.12.2020 geforderte vorhabenbezogene Zusätzlichkeit einer In-
vestition. Darüber hinaus ist die Zusätzlichkeit durch die Förderung  
von Mobilstationen „aus einer Hand“, die Anforderung an die Berück-
sichtigung der digitalen Vernetzung, die Integration innovativer  
Elemente, eine besondere Planungskostenförderung oder durch die 
Berücksichtigung nach anderen Richtlinien ggf. nicht förderfähiger 
Fördergegenstände gegeben.

Das Programm hat einen Mittelansatz in Höhe von 30 Mio. Euro.

1. Förderziel

Ziel der Förderung ist die Umsetzung von Mobilstationen i. S. einer 
möglichst flächendeckenden Einrichtung attraktiver Zugangspunkte  
zu vernetzter und nachhaltiger Mobilität im Rheinischen Revier. Aus der 
Wegewahl über die Mobilstation soll der Kunde einen Mehrwert ziehen 
können, z. B. durch die intermodale Verknüpfung verschiedener Ver-
kehrsmittel des Umweltverbunds. 

Die Förderung soll, unter Berücksichtigung zukunftsweisender Ansätze 
verschiedene Mobilitäts- und Dienstleistungsangebote an einem Ort 
kombinieren. Zukunftsweisende Ansätze können in der Berück-
sichtigung innovativer, ggf. digitaler Elemente oder auch in  
Maßnahmen zur Vernetzung von Mobilstationen liegen.
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Vorrangiges Ziel der Förderung sind Ausbau- bzw. Ergänzungs-
maßnahmen vorhandener Zugangspunkte zur Mobilität oder die  
Neuanlage von Mobilstationen in Wohn- oder Gewerbegebiets-
quartieren. Große Teilmaßnahmen wie beispielsweise die Anlage eines 
Zentralen Omnibusbahnhofs (ZOB), der Bau einer Parkpalette oder 
eines Gebäudes, das anderen als verkehrlichen Zwecken dient (z. B. 
ein Ladengeschäft), sind nicht Gegenstand des Förderprogramms.

2. Planungsleitlinien und -konzepte

Als Leitlinie für die Planung bzw. für die Ausstattung und Gestaltung 
von Mobilstationen sind das Handbuch Mobilstationen Nordrhein-West-
falen in der aktuellen Fassung (derzeit 3. Auflage, Stand 28.02.2022,  

 Downloadlink Handbuch)1 und im Hinblick auf die Beschilderung der 
Gestaltungsleitfaden „Mobilität vernetzen, Mobilstationen in NRW“  
in der aktuellen Fassung (derzeit Version 4.0, Stand März 2024,  

 Downloadlink Gestaltungsleitfaden)2 des Zukunftsnetz Mobilität NRW 
zugrunde zu legen.

Das o. g. Handbuch unterscheidet zwischen Mobilstationen mit und 
ohne direkten Anschluss an den ÖPNV. Mobilstationen mit ÖPNV-An-
schluss sind je nach Lage als städtisch zentral, städtisch peripher, 
regional zentral, regional peripher und lokal gekennzeichnet. Mobil-
stationen ohne direkten ÖPNV-Anschluss werden als Quartiersmobil-
stationen bezeichnet und liegen i. d. R. in Wohn- oder Gewerbe-
gebieten. Sie sind eine wohnortnahe Anlaufstelle zur Nutzung 
verschiedener Mobilitätsdienstleistungen und werden fast ausschließlich 
von Anwohner*innen aus ihrer direkten Umgebung genutzt. Die Aus-
stattung richtet sich i. d. R. nach den Bedürfnissen der Anwohnerschaft 
bzw. der Mitarbeitenden benachbarter Unternehmen.

Bei der Planung der Mobilstationen ist das jeweils gültige verbandweite 
Konzept für die Errichtung von Mobilstationen des VRR (Stand August 
2020,  Downloadlink VRR Verbundweites Konzept)3 bzw. des NVR 
(Stand Februar 2018,  Downloadlink NVR Verbundweites Konzept)4  
und -soweit für den Planungsraum erstellt – das kreisweite Mobil-
stationskonzept zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere im Hinblick 
auf die gewählten regionalen Standorte und Größenordnungen der 
Mobilstationen. Für weitere mögliche lokale Standorte für Mobil-
stationen sind im Rahmen einer Standort-/Bedarfsanalyse zu unter-
suchen. Darauf aufbauend sind Standortkonzepte zu erarbeiten und der 
Planung zu Grunde zu legen.

1  https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2022/4/19/bf4aadb4f3be968af79e921de6b85bb2/ZNM-Handbuch-Mobil-
stationen-3.-Auflage.pdf

2 https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungs-
leitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf

3 https://www.vrr.de/de/magazin/verbundweites-konzept-fuer-die-errichtung-von-mobilstationen/

4 https://wir.gorheinland.com/vernetzte-mobilitaet/mobilstationen/konzeptionelle-grundlagen/?u=b&cHash=86e88904b0ef710
7f6d10cdcbb4d648b

https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2022/4/19/bf4aadb4f3be968af79e921de6b85bb2/ZNM-Handbuch-Mobilstationen-3.-Auflage.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
https://www.vrr.de/de/aktuelles/magazin/verbundweites-konzept-fuer-die-errichtung-von-mobilstationen/
https://wir.gorheinland.com/vernetzte-mobilitaet/mobilstationen/konzeptionelle-grundlagen/?u=b&cHash=86e88904b0ef7107f6d10cdcbb4d648b
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2022/4/19/bf4aadb4f3be968af79e921de6b85bb2/ZNM-Handbuch-Mobilstationen-3.-Auflage.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2022/4/19/bf4aadb4f3be968af79e921de6b85bb2/ZNM-Handbuch-Mobilstationen-3.-Auflage.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
https://www.vrr.de/de/magazin/verbundweites-konzept-fuer-die-errichtung-von-mobilstationen/
https://wir.gorheinland.com/vernetzte-mobilitaet/mobilstationen/konzeptionelle-grundlagen/?u=b&cHash=86e88904b0ef7107f6d10cdcbb4d648b
https://wir.gorheinland.com/vernetzte-mobilitaet/mobilstationen/konzeptionelle-grundlagen/?u=b&cHash=86e88904b0ef7107f6d10cdcbb4d648b
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3. Rechtsgrundlagen der Förderung

Die Förderung erfolgt auf Grundlage der Rahmenrichtlinie zur Um-
setzung des Investitionsgesetzes Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen 
(Rahmenrichtlinie) in der jeweils aktuellen Fassung, den hier vor-
liegenden Förderleitlinien zum Förderprogramm „Mobilstationen der 
Zukunft“ und nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung Nordrhein-Westfalen (LHO NRW). 

Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Köln (vgl. Ziffer 8.3. 
dieser Förderleitlinien). Die fachliche Prüfung der Anträge erfolgt durch 
die go.Rheinland GmbH bzw. die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) 
AöR entsprechend der jeweiligen regionalen Zuständigkeit.

Soweit von der Rahmenrichtlinie zur Umsetzung des Investitions-
gesetzes Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen und von den Regelun-
gen dieses Leitfadens nicht abweichend, orientiert sich die fachliche 
Prüfung an der Weiterleitungsrichtlinie des jeweils zuständigen Zweck-
verbandes sowie für die Förderung aller weiteren Investitionen an einer 
Mobilstation an den Richtlinien zur Förderung der Vernetzten Mobilität 
und des Mobilitätsmanagements (FöRi-MM). Bei weiterem Regelungs-
bedarf, z. B. bzgl. eines einheitlichen und einfachen Verfahrens, stim-
men sich die Zweckverbände über die Fortschreibung dieser Förderleit-
linien mit dem für Verkehr zuständigen Ministerium ab.

4. Fördervoraussetzungen

Ein Investitionsvorhaben gilt als grundsätzlich förderfähig, wenn dieses 
eine bestehende Mobilstation aufwertet oder wenn sich durch dieses 
ein Standort als Mobilstation qualifiziert. Dabei wird zwischen einer 
Mobilstation mit qualifiziertem ÖPNV-Anschluss, einer Mobilstation mit 
einfachem ÖPNV-Anschluss und einer Quartiersmobilstation unter-
schieden. Als qualifiziert gilt ein ÖPNV-Anschluss mit mindestens zwei 
verschiedenen ÖPNV-Verkehrsmitteln (SPNV, Stadt-/Straßenbahn, Bus) 
oder mit Verknüpfung mehrerer Linien des gleichen ÖPNV-Verkehrs-
mittels (mindestens 2 Stadt-/Straßenbahnlinien oder mindestens 3 
Buslinien). Ein einfacher ÖPNV-Anschluss ist bei Verknüpfung von 
mindestens einem am Standort vorhandenen ÖPNV- und einem weite-
ren Verkehrsmittel gegeben. Eine Quartiersmobilstation ist bei Ver-
knüpfung von mindestens zwei verschiedenen Verkehrsmitteln ge-
geben.

Eine Mobilstation im Sinne dieser Förderleitlinien ist gegeben, wenn 
diese nachfolgende Mindestbedingungen zur Gestaltung erfüllt bzw. 
nachfolgende Mindestausstattungen aufweist:

A. Barrierefreiheit 
Die Belange behinderter und anderer Menschen mit Mobilitätsein-
schränkung werden berücksichtigt und entsprechen den An-
forderungen der Barrierefreiheit möglichst weitreichend. Dies gilt für 
den gesamten Bereich der Mobilstation und umfasst z. B. barriere-
freie Zuwegungen und Informationen am Standort. Bei Mobil-
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stationen mit ÖPNV-Anschluss gilt dies für das gesamte ÖPNV-An-
gebot der Mobilstation, z. B. taktile Elemente, Brailleschrift an 
Handläufen, Fahrgastinformationen im Zwei-Sinne-System etc. 
Zudem ist bei Mobilstationen mit ÖPNV-Anschluss die DIN 18040-3 
in der jeweils gültigen Fassung anzuwenden.  

B. Städtebauliche Einheit, einheitliches Erscheinungsbild 
Die Bestandteile der Mobilstation bilden eine städtebauliche Einheit 
und sind mindestens durch Sichtbeziehung miteinander verbunden. 
Die Bestandteile von Quartiersmobilstationen sollen darüber hinaus 
nach Möglichkeit eine Einheit bilden und unmittelbar aneinander 
angrenzen. Die Mobilstation weist ein einheitliches Erscheinungsbild 
durch Anwendung des Gestaltungsleitfadens des Landes NRW für 
Mobilstationen (  Downloadlink Gestaltungsleitfaden NRW)5 auf.

4.1. Mindestausstattung bei Umsetzung des Vorhabens

4.1.1.	 Mobilstation	mit	qualifiziertem	ÖPNV-Anschluss

a. Verknüpfung von	mindestens	zwei	verschiedenen	ÖPNV-Ver-
kehrsmitteln (SPNV, Stadt-/ Straßenbahn, Bus) oder Verknüpfung 
mehrerer	Linien	des	gleichen	ÖPNV-Verkehrsmittels (mindes-
tens 2 Stadt-/Straßenbahnlinien oder mindestens 3 Buslinien)

b. öffentlich zugängliche, überdachte B+R-Anlage, bei entsprechendem 
Bedarf verschließbar, elektronisch gesichert und mit Anschluss an 
„radbox.nrw“ (go.Rheinland) bzw. „DeinRadschloss“ (VRR), z. B. 
Fahrradboxen oder Fahrradsammelabstellanlage

c. Informationsvitrinen mit Stadt- und Umgebungsplan, Aushangfahr-
plan, Tarifbedingungen; Sitzgelegenheiten mit Wetterschutz, Müll-
eimer, Uhr

d. Elemente zur Herstellung der Barrierefreiheit, u. a. barrierefreie 
Zuwegungen, taktile Elemente, Brailleschrift an Handläufen etc.

e. Beleuchtung der gesamten Mobilstation zur Sicherstellung der 
Verkehrssicherheit und sozialen Sicherheit im öffentlichen Raum

f. Dynamische Fahrgastinformation mit barrierefreier Darstellung 
(optische und akustische Ausgabe) aller am Standort vorhandenen 
ÖPNV-Verkehrsangebote

g. Mobilstationsstele und Beschilderung von bzw. Wegweisung zu allen 
Verkehrsangeboten im Landesdesign (mobil.nrw)

h. Internetzugang durch Mobilfunkempfang oder WLAN (zur Nutzung 
digitaler Angebote zu Dienstleistungen an der Mobilstation)

5 Abrufbar unter: https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.
nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf

https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
https://www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de/media/2024/5/23/3c176ea4d0ffa2ebf0d7a963cf780e04/mobil.nrw-Gestaltungsleitfaden-Mobilstationen-NRW-4.0.pdf
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4.1.2.	 Mobilstation	mit	einfachem	ÖPNV-Anschluss

a. Verknüpfung von mindestens	einem	ÖPNV-Verkehrsmittel 
(SPNV, Stadt-/ Straßenbahn, Bus) mit mindestens einem weiteren 
Verkehrsmittel

b. öffentlich zugängliche, überdachte B+R-Anlage, bei entsprechendem 
Bedarf verschließbar, elektronisch gesichert und mit Anschluss an 
„radbox.nrw“ (go.Rheinland) bzw. „DeinRadschloss“ (VRR), z. B. 
Fahrradboxen oder Fahrradsammelabstellanlage

c. Informationsvitrinen mit Stadt- und Umgebungsplan, Aushangfahr-
plan, Tarifbedingungen; Sitzgelegenheiten mit Wetterschutz, Müll-
eimer, Uhr

d. Elemente zur Herstellung der Barrierefreiheit, u. a. barrierefreie 
Zuwegungen, taktile Elemente, Brailleschrift an Handläufen etc.

e. Beleuchtung der gesamten Mobilstation zur Sicherstellung der 
Verkehrssicherheit und sozialen Sicherheit im öffentlichen Raum

f. Dynamische Fahrgastinformation mit barrierefreier Darstellung 
(optische und akustische Ausgabe) aller am Standort vorhandenen 
ÖPNV-Verkehrsangebote

g. Mobilstationsstele und Beschilderung von bzw. Wegweisung zu allen 
Verkehrsangeboten im Landesdesign (mobil.nrw)

h. Internetzugang durch Mobilfunkempfang oder WLAN (zur Nutzung 
digitaler Angebote zu Dienstleistungen an der Mobilstation)

4.1.3. Quartiersmobilstation

a. Verknüpfung von mindestens zwei Verkehrsmitteln (z. B. ein 
Sharing-Angebot und eine Fahrradabstellanlage oder zwei Sharing-
Angebote)

b. Sharing-Angebot, z. B. Leihstation für Fahrräder (einschließlich 
E-Bikes, Lastenräder und E-Lastenräder), für Mikromobilität (z. B. 
E-Tretroller) oder für Elektroautos

c. Beschilderung oder Kennzeichnung der Mobilstation im Landes-
design (mobil.nrw)



12

5. Fördergegenstände

Eine Förderung kann grundsätzlich zum Ausbau, Neubau oder zur 
Attraktivierung einer Mobilstation mit qualifiziertem ÖPNV-Anschluss, 
einer Mobilstation mit einfachem ÖPNV-Anschluss bzw. einer Quartiers-
mobilstation gemäß den Definitionen in Kapitel 4 gewährt werden.

Folgende Investitionsmaßnahmen sind insbesondere förderfähig: 

5.1. Verkehrsinfrastruktur

a. Neubau, Aus-/Umbau und Verlegung von Bushaltehaltestellen 
(Halteposition und Wartebereich für Fahrgäste) einschließlich 
Herstellung der Barrierefreiheit und Haltestellenausstattung

b. Neubau oder Umbau für die Anlage von Halte-/Wartebereichen für 
alternative Verkehrsangebote wie z. B. für Bürgerbus und On-
Demand-Verkehre

c. Neubau/Umbau von bis zu 3 Haltebereichen an Zentralen Omnibus-
bahnhöfen (ZOB)

d. Errichtung zusätzlicher Fahrgastunterstände

e. Neubau überdachter B+R-Anlagen und/oder Fahrradsammel- 
abstellanlagen und/oder Fahrradboxen (inkl. Stellplätze für  
Sonderfahrräder, wie z. B. Lastenräder). Bei Fahrradboxen und 
Fahrradsammelabstellanlagen ist ein Anschluss an das elektronische 
Buchungs- und Schließsystem „DeinRadschloss“ (VRR) bzw.  
„radbox.nrw“ (go.Rheinland) zwingend notwendig, vgl. Ziffer 8.4.5.

f. Neubau von Abstellbereichen bzw. der ortsfesten Infrastruktur 
öffentlich zugänglicher Verleihsysteme für Fahrräder (einschließlich 
E-Bikes, Lastenräder und E-Lastenräder; ausgenommen Fahrrad-
ständer mit integrierter Lademöglichkeit)

g. Neubau von Abstellbereichen für Mikromobilität bzw. (Elektro-)
Kleinst- und Leichtfahrzeuge wie z. B. E-Tretroller für Sharingdienste 
und für private Fahrzeuge

h. Neubau von P+R-Stellplätzen für Personen, die in ihrer Mobilität 
eingeschränkt sind (zur Nutzung mit Sonderparkausweis)

i. Neubau von Carsharing- und Kiss+Ride-Stellplätzen

j. Neubau oder Umbau für die Anlage von bis zu 10 P+R-Stellplätzen 
(ohne Behinderten- oder sonstige Stellplätze); bei Bedarf inkl. 
Stellplatzdetektion.
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k. Tiefbau für Elektroladeinfrastruktur (vorbereitende Arbeiten) an 
P+R-/B+R-Stellplätzen und Sharing-Plätzen (Elektroauto, Fahrrad, 
Lastenrad, etc.), nicht jedoch Ladesäulen / sonstige Elektrolade-
infrastruktur

l. Ortsfeste Informations- und Kommunikationsinfrastruktur, bei 
digitalen Medien einschließlich der Geräte- und Schnittstellensoft-
ware zum Anschluss an Hintergrundsysteme

5.2. Möblierung, Beschilderung bzw. Wegweisung

a. Beschilderung bzw. Wegweisung (u. a. Mobilstationsstele)  
im Gestaltungsdesign von mobil.nrw

b. Digitale Vitrinen, z. B. für Informationen zu den Verkehrsangeboten, 
zur Umgebung und zu Zielen in der Umgebung

c. Stadtmobiliar wie Sitzbänke, Hochbeete

d. Fahrradreparaturstationen, Luftpumpen, Helm-/ Gepäck- 
schließfächer

e. Mülleimer

f. intelligente Schließfächer (Smart Locker), soweit diese öffentlich 
zugänglich und anbieterunabhängig sind

g. Fundamente für Automaten zum Verkauf von Getränken, Speisen, 
Fahrradschläuchen/-werkzeug etc.

5.3.	Zuwegung	und	Grünflächen

a. Barrierefreie Zuwegungen einschließlich Beleuchtung

b. Herstellung von Grünflächen im unmittelbaren Umfeld der  
Mobilstation (z. B. Baumpflanzung zur Beschattung, Flächen  
für Urban Gardening)

5.4. Informations- und Kommunikationsinfrastruktur

a. (Dynamischer) Fahrgastinformationsanzeiger

b. WLAN-Infrastruktur (Hard- und Software, Integration von  
Sende-/Empfangstechnik in vorhandene Anlagen), die nicht 
dem Internetanbieter zuzurechnen ist
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5.5. Infrastrukturmaßnahmen zur sozialen Sicherheit

a. Beleuchtungsanlagen

b. Notruf- und Informationssäulen

c. Videoüberwachungsanlagen (in Abstimmung mit  
Landes-/Bundespolizei und in Übereinstimmung mit den  
Anforderungen des Datenschutzes)

6. Fördergebiet, Antragsberechtigung

Fördergebiet ist das Rheinische Revier, das sich gemäß § 2 Nummer 2 
Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) aus den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden Rhein-Kreis Neuss, Kreis Düren, Rhein-Erft-Kreis, 
Städteregion Aachen, Kreis Heinsberg, Kreis Euskirchen und der Stadt 
Mönchengladbach zusammensetzt.

Antragsberechtigt im Fördergebiet sind: 

a. Die Gemeinden und Gemeindeverbände im vorgenannten  
Fördergebiet (Rheinisches Revier),

b. juristische Personen, die sich ausschließlich in öffentlicher Hand  
der in Buchstabe a genannten Gemeinden und Gemeindeverbände 
befinden,

c. rechtlich selbstständige Gesellschaften und Einrichtungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen, soweit sie sich zu 100 Prozent in  
der Trägerschaft des Landes befindet,

d. sonstige juristische Personen, wenn das zu fördernde Vorhaben  
der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe dient. 

Die Antragseinreichung von Antragsberechtigten, die keine  
Gemeinden oder Gemeindeverbände sind, muss im Einvernehmen  
mit der Belegenheitskommune erfolgen.

Eine interkommunale oder kreisweite Zusammenarbeit ist möglich.

7. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

7.1.  Zuwendungsart: 

Projektförderung

7.2. Finanzierungsart: 

Anteilsfinanzierung 
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7.3. Form der Zuwendung: 

Zuschuss/Zuweisung

7.4. Fördersätze, Höhe der Förderung

Die Zuwendungen werden auf Grundlage der Rahmenrichtlinie zur 
Umsetzung des Investitionsgesetzes Kohleregionen in Nordrhein-West-
falen in der aktuellen Fassung, den Förderleitlinien „Mobilstationen der 
Zukunft im Rheinischen Revier“ und nach Maßgabe von §§23 und 44 
der Landeshaushaltsordnung Nordrhein-Westfalen (LHO NRW) sowie 
nach den einschlägigen europarechtlichen Regelungen zu staatlichen 
Beihilfen in der jeweils geltenden Fassung gewährt.

Der Fördersatz beträgt bis zu 90 Prozent der anerkannten, zu-
wendungsfähigen, projektbezogenen Ausgaben. In jedem Fall dürfen 
bei der Bestimmung der Höhe der Zuwendung die zulässigen Beihilfe-
höchstintensitäten der im Einzelfall einschlägigen beihilferechtlichen 
Grundlage nicht überschritten werden, sofern es sich um eine staatliche 
Beihilfe handelt (vgl. Ziffer 6.3, 1. Absatz der Rahmenrichtlinie zur 
Umsetzung des InvKG in Nordrhein-Westfalen). 

Für Gemeinden und Gemeindeverbände kann eine Übernahme der 
Eigenanteile der förderfähigen Ausgaben erfolgen. Der Anteil des Eigen-
anteiles, der übernommen werden kann, variiert in Abhängigkeit von der 
Haushaltslage sowie der Arbeitslosenquote für jede Gemeinde und kann 
bei der Bezirksregierung erfragt oder auf der Seite der Bezirksregierung 
Köln eingesehen werden (  Downloadlink Eigenanteile)6. 

Im Falle der Weiterleitung der Zuwendung hat der Letztempfangende 
grundsätzlich einen Eigenanteil von mindestens 10 Prozent der zu-
wendungsfähigen Ausgaben zu tragen.

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die  
Bewilligungsbehörde entscheidet auf Grundlage ihres Ermessens  
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

7.5. Förderfähige Planungskosten

Der investiven Hauptmaßnahme zur Errichtung oder dem Ausbau einer 
Mobilstation vorausgehende Planungsleistungen sind förderfähig. 
Voraussetzung ist, dass es sich bei der Hauptmaßnahme um ein nach 
der Rahmenrichtlinie und nach diesen Förderleitlinien förderfähiges 
Vorhaben handelt.

7.6. Förderfähige Ausgaben für den Erwerb eines betriebsnot-
wendigen Grundstücks

Ausgaben des Erwerbes eines mit dem Vorhaben verbundenen be-
triebsnotwendigen Grundstückes sind gemäß der Rahmenrichtlinie 

6 Einsehbar unter Downloads: https://www.bezreg-koeln.nrw.de/system/files/media/document/file/kommunales_planung_
bauen_und_verkehr_foerderung_strukturwandel_rheinisches_revier_gigawattpakt_quoten.pdf

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/system/files/media/document/file/kommunales_planung_bauen_und_verkehr_foerderung_strukturwandel_rheinisches_revier_gigawattpakt_quoten.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/system/files/media/document/file/kommunales_planung_bauen_und_verkehr_foerderung_strukturwandel_rheinisches_revier_gigawattpakt_quoten.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/system/files/media/document/file/kommunales_planung_bauen_und_verkehr_foerderung_strukturwandel_rheinisches_revier_gigawattpakt_quoten.pdf
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zuwendungsfähig. Der Fördersatz beträgt gemäß Rahmenrichtlinie 
bis zu 50 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben.

7.7. Nicht zuwendungsfähige Kosten

Betriebskosten und Personalkosten sind nicht zuwendungsfähig.

8. Antragsverfahren und zuständige
Bewilligungs- bzw. Prüfbehörde

8.1.	Antragstellung,	verpflichtendes	Beratungsgespräch,	
Antragsformular und Projektskizze

Die Antragstellung ist unter Beachtung der in Kapitel 9 enthaltenen 
Regelungen jederzeit ab Inkrafttreten dieser Förderleitlinien möglich, 
spätestens jedoch zum 30.06.2026. Alle Antragsunterlagen sind in 
Schriftform und zusätzlich per E-Mail mit Dateianlagen im Format PDF 
bei der zuständigen Bewilligungsbehörde, der Bezirksregierung Köln, 
Dezernat 37 (Adresse siehe unter Ziffer 10.3) einzureichen.

Das Verfahren der Antragstellung und Bewilligung von Zuwendungen 
erfolgt im Regelfall in einem zweistufigen Verfahren. Zuwendungen für 
die Durchführung der Planungsleistungen mindestens bis einschließlich 
Leistungsphase 3 und höchstens bis einschließlich Leistungsphase 6 der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) können separat 
im Rahmen der ersten Stufe und vorab zur Investitionsmaßnahme 
zusammen mit der verbindlichen Anmeldung der investiven Haupt-
maßnahme beantragt und bewilligt werden (vgl. Ziffer 8.2). 

Zuwendungen zur Durchführung der investiven Hauptmaßnahme und 
ggf. weiterer, im Rahmen der ersten Stufe noch nicht beantragter und 
bewilligter Planungsleistungen sind im Rahmen der zweiten Stufe zu 
beantragen. Hierbei ist eine klare Abgrenzung der jeweils beantragten 
Leistungen erforderlich. Der Antrag der investiven Hauptmaßnahme ist 
mindestens auf Grundlage der Entwurfsplanung zu erstellen.

Alternativ kann auf die erste Stufe des Verfahrens (Planungskosten-
antrag) verzichtet werden, sofern bereits eine abgeschlossene Ent-
wurfsplanung vorliegt. In diesem Fall wird der Antrag gesamthaft 
sowohl für Planungsleistungen als auch für Leistungen zur baulichen 
Realisierung des Vorhabens (insbesondere für Bau und ggf. Grund-
erwerb) gestellt. Der Antrag ist mindestens auf Grundlage der Ent-
wurfsplanung zu erstellen.

Die Bewilligung von Zuwendungen für Planungsleistungen erfolgt unter 
der Bedingung, dass die geplante investive Hauptmaßnahme baulich 
realisiert wird. Bei Nichtzustandekommen der geplanten investiven 
Hauptmaßnahme sind bereits bewilligte und abgerufene Zuwendungen 
für Planungsleistungen sowie für den Erwerb eines mit dem Vorhaben 
verbundenen betriebsnotwendigen Grundstückes vollumfänglich 
zurückzuzahlen.



17

Die fachliche Beratung von Antragstellenden erfolgt durch die  
go.Rheinland GmbH oder durch die VRR AöR nach regionaler  
Zuständigkeit gemäß Ziffer 8.3 dieser Leitlinien. Diese Beratung  
vor der Antragstellung ist verpflichtend für Antragstellende im  
Rahmen dieses Programmes.

Als Antragsformular ist für alle Anträge die ANLAGE 2 zu  
diesen Förderleitlinien zu verwenden.

8.2. Antragsunterlagen

Sofern vorab zur Beantragung des Investitionsvorhabens ein  
separater Antrag auf Zuwendungen für Planungsleistungen 
eingereicht wird, ist im Rahmen dieses Planungskostenantrags die 
investive Hauptmaßnahme der Mobilstation in ausreichender Form zu 
beschreiben. Dies beinhaltet u. a. eine Auflistung der vorgesehenen 
Ausstattungselemente der Mobilstation, einen Lageplan mit Darstellung 
und Angaben zur voraussichtlichen Dimensionierung der Mobilstations-
elemente (z. B. Anzahl der für eine B+R-Anlage vorgesehenen 
Stellplätze und Platzbedarf für diese Anlage) einen Plan oder eine 
Erläuterung zu den Grundstückseigentumsverhältnissen, einen Zeitplan 
sowie eine Kostenschätzung der investiven Maßnahme. Zusätzlich sind 
folgende Mindestbedingungen zu erfüllen und nachzuweisen:

a. ein geeigneter Standort für die Errichtung der Mobilstation steht fest 
und die Fläche(n) ist/sind verfügbar;

b. die Ausstattungselemente der zu planenden Mobilstation stehen fest.

Auf Grundlage mindestens der Entwurfsplanung ist ein weiterer  
Antrag auf Gewährung von Zuwendungen für die investive Baumaß-
nahme der Mobilstation bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.

Im Rahmen des Finanzierungsantrags für die investive Haupt-
maßnahme zur Errichtung bzw. zum Ausbau einer oder mehrerer 
Mobilstation(en) sind mindestens folgende Unterlagen einzureichen:

a. Erläuterungsbericht, insbesondere mit Ausführungen zur Wirtschaft-
lichkeit, zur (digitalen) Vernetzung (zwischen Verkehrsmitteln/
Mobilstationsstandorten) sowie zur Innovation bzw. Zukunftsfähig-
keit der Investition

• Ausführliche Darlegung des angestrebten Verkehrswertes und 
Angaben über die Situation der derzeit vorhandenen Verkehrs-
anlagen und ihre Kapazität

• Darlegung, warum das Vorhaben nach Art und Umfang zur Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse sowie zur Attraktivierung des 
Standortes als Mobilstation dringend erforderlich ist

• Darlegung, dass die Mobilstation Bestandteil eines Entwicklungs-
konzeptes (kommunales Mobilstations- „Grob-/Feinkonzept“, ver-
bandweites Mobilstationskonzept des NVR/go.Rheinland bzw. des 
VRR) ist oder, dass für die Mobilstation eine Standort-/Bedarfsana-
lyse vorliegt 
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• Ergebnis der Standort-/Bedarfsanalyse, sofern vorhanden
• Angaben über die Vorbereitung des Vorhabens, insbesondere über

den Stand des Grunderwerbs, die rechtlichen Grundlagen und
erforderlichen Genehmigungen für das Baurecht, die Beteiligungs-
bereitschaft Dritter (Verwaltungsvereinbarungen) sowie über die
erfolgte Abstimmung mit städte-baulichen und sonstigen verkehr-
lichen Maßnahmen, die mit dem Bauvorhaben zusammenhängen

• Darstellung der Beschaffenheit des Baugrundes (ggf. Altlasten)

b. Bedarfsanalyse, Haltestellenbelegungsplan (soweit zutreffend)

c. Flächennutzungs- und Ausstattungskonzept für den gesamten
Bereich der Mobilstation

d. Stellungnahme der/des zuständigen Behindertenbeauftragten bzw.
des Behindertenbeirats zum Vorhaben

e. Stellungnahme der Gemeinde, des Kreises, des Verkehrsunter-
nehmens, des Verkehrsverbundes/der Verkehrsgemeinschaft bei
Betroffenheit von dem Vorhaben

f. Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben nach Muster der
ANLAGE 3

g.  ANLAGE 4.1 Mobilstationen, Übersicht und ANLAGE 4.2
Mobilstationen, Standorte

h. Kostenberechnung, aufgegliedert in Kostengruppen

i. Bauzeitenplan (soweit relevant)

j. Liniennetzplan (soweit relevant)

k. Übersichtsplan des Vorhabens und Bauentwurf mit Lageplan/-plänen
(vgl. Beispiel in ANLAGE 5): M: 1:250-1:1.000 je nach Größe der
Mobilstation bzw. bei barrierefreiem Haltestellenausbau M: 1:100;
bei Fahrrad-abstellanlagen sind Satellitenfotos mit Markierung der
genutzten Fläche ausreichend), grafischer Darstellung der Elemente
(Fahrradboxen, Wartehalle, Radabstellanlagen etc.) sowie Grund-
erwerbsplänen und Grunderwerbsverzeichnis

Soweit das Vorhaben Flächen eines Dritten berührt, die Teil der Mobil-
station sind, ist eine Abstimmung herbeizuführen und zu dokumentieren.

8.3. Zuständigkeiten bei Bewilligung und fachlicher Prüfung 

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Köln. Zu-
ständig für die fachliche Prüfung der Anträge aus dem Rhein-Erft-Kreis, 
dem Kreis Düren, der Städteregion Aachen, der Stadt Aachen, dem 
Kreis Euskirchen und dem Kreis Heinsberg ist die go.Rheinland GmbH. 
Zuständig für die fachliche Prüfung der Anträge aus dem Rhein-Kreis 
Neuss und in der Stadt Mönchengladbach ist die VRR AöR.
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8.4. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

8.4.1. Allgemeine Zuwendungsbestimmungen

a. Die Rahmenrichtlinie zur Umsetzung des Investitionsgesetzes
Kohleregionen in Nordrhein-Westfalen in der jeweils aktuellen
Fassung sowie die Förderleitlinien der go.Rheinland GmbH und der
VRR AöR sind vollumfänglich zu beachten.

b. Das beantragte Vorhaben muss innerhalb des Bewilligungszeitraums
von bis zu 4 Jahren umsetzbar und bis spätestens zum 31. Dezem-
ber 2028 abgeschlossen sowie bis spätestens 31. März 2029 der
Schlussverwendungsnachweis eingereicht worden sein. Eine An-
schlussfinanzierung ist ausgeschlossen.

c. Bei Nichtzustandekommen der angemeldeten investiven Hauptmaß-
nahme müssen gewährte und abgerufene Zuwendungen für
Planungsleistungen vollumfänglich zurückgezahlt werden.

d. Zuwendungen dürfen nur gewährt werden, wenn die Gesamtfinanzie-
rung des Vorhabens gesichert ist. Der Zuwendungsempfän-
ger muss hierzu der Bewilligungsbehörde den Nachweis des
Eigenanteiles und einen Finanzierungsplan vorlegen.

e. Bei einer Vergabe von Aufträgen sind die geltenden gesetzlichen
Bestimmungen für die öffentliche Auftragsvergabe zu beachten. Die
Ausgaben für die Ausschreibung und Vergabe sind nicht zuwen-
dungsfähig.

f. Die Mobilstationen müssen öffentlich und diskriminierungsfrei
zugänglich sein.

g. Wirtschaftlich tätige Nutzer für den Betrieb, z.B. der Elektrolade-
infrastruktur, der Automaten, Car-Sharing und der Verleihsysteme,
sind durch ein offenes, diskriminierungsfreies und transparentes
wettbewerbliches Auswahlverfahren zu bestimmen.

h. Für eine Bewilligung der Förderung von baulichen Anlagen muss
uneingeschränktes Baurecht vorliegen und der erforderliche Grund-
erwerb muss gesichert sein. Soweit das Vorhaben Flächen eines
Dritten berührt, die Teil der Mobilstation sind, ist eine Abstimmung
herbeizuführen und zu dokumentieren.

i. Das Vorhaben muss einen Beitrag zur Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden nach § 4 Absatz 2 des Investitionsge-
setzes Kohleregionen (InvKG) leisten. Zusätzlich muss sich das
Vorhaben in das Leitbild des Wirtschaft- und Strukturprogramms
für das Rheinische Revier einfügen und einen Beitrag zur Attrakti-
vitätssteigerung der Region für die Bevölkerung, Unternehmen,
Fachkräfte,  und Gründungen leisten.
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Der Beitrag des Vorhabens zur Verbesserung der Verkehrsverhältnis-
se sowie zu den Leitbildern/ Zielen des Wirtschaft- und 
Strukturprogrammes (WSP 1.1.) sind im Antrag zu beschreiben und 
zu begründen.

j. Die/Der Antragstellende stimmt zu, dass die in den Antragsunter-
lagen enthaltenen Daten in automatisierten Verfahren, Dateien und
Akten oder sonstigen amtlichen Zwecken dienenden Unterlagen
gespeichert und aus diesen an das zuständige Ministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen sowie an den jeweils regional zu-
ständigen Zweckverband weitergeleitet werden.

k. Sämtliche eingereichten Unterlagen (mit Ausnahme von Original-
belegen) gehen in das Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen über.

l. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung
zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten.

8.4.2. Bagatellgrenze

Die Bagatellgrenze beträgt 12.500 € bezogen auf die beantragten 
zuwendungsfähigen Kosten der Fördermaßnahme.

8.4.3. Ergänzende Anforderungen zur Barrierefreiheit an 
Mobilstationen

Mobilstationen müssen einen barriere- und diskriminierungsfreien 
Zugang der Nutzenden zu transparenten Bedingungen ermöglichen.

Bei der Vorhabenplanung sind die zuständigen Behindertenbeauftragten 
oder Behindertenbeiräte anzuhören. Verfügt eine Gebietskörperschaft 
nicht über Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte sind 
stattdessen die entsprechenden Verbände im Sinne des § 5 des Be-
hindertengleichstellungsgesetzes anzuhören. Die Anhörung hat auch 
bei wesentlichen Veränderungen der der Maßnahme zu Grunde liegen-
den Planung zu erfolgen.

8.4.4. Zweckbindungsfrist

Die Zweckbindungsfrist beträgt bei baulichen Anlagen grundsätzlich 15 
Jahre, bei Ausstattungen und Geräten grundsätzlich 5 Jahre ab In-
betriebnahme.

8.4.5.	 Pflege	und	Unterhaltung	der	geförderten	Anlagen

Für Pflege und Unterhaltung der geförderten Anlagen für die Dauer der 
Zweckbindung ist die/der jeweilige Zuwendungsempfänger/-in zu-
ständig.
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8.4.6. Anbindung an Landeshintergrundsysteme und Zugäng-
lichmachung von Daten

Bei Maßnahmen der Digitalisierung ist eine digitale Anbindung und 
Integration der Landeshintergrundsysteme und der Hintergrund-
systeme der go.Rheinland GmbH und der VRR AöR verpflichtend. Dazu 
zählen u. a. der Anschluss von elektronisch buchbaren und gesicherten 
B+R- und P+R-Stellplätzen oder von P+R-Stellplätzen mit Stellplatz-
detektion. Eine Abrufbarkeit von Lokation und Belegungsgrad über die 
DELFI-Landeshintergrundsysteme ist ebenfalls sicherzustellen.

Es ist sowohl der Vernetzungsleitfaden des Bundesministeriums für 
Digitales und Verkehr (  Downloadlink Vernetzungsleitfaden)7 als auch 
der Leitfaden zur Standardisierung und Daten Governance des ÖPV in 
NRW (  Downloadlink Leitfaden)8 des Kompetenzcenter Digitalisierung 
(KCD) und der Zentralen Koordinierungsstelle NRW in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden.

Sofern in den genannten Dokumenten für Teile der beantragten Vor-
haben keine Festlegung getroffen wird, ist sicherzustellen, dass durch 
geeignete Datenformate, Standards und Schnittstellen eine Anbindung 
und Interoperabilität an bereits vorhandene übergeordnete Systeme 
gewährleistet ist. Für ÖPNV-Auskünfte ist das vorhandene DELFI-Lan-
deshintergrundsystem DELFI-NRW (Durchgängige Elektronische 
FahrgastInformation) verpflichtend zu verwenden.

Daten, die im Rahmen der Umsetzung der Vorhaben anfallen, sind 
offen zugänglich zu machen. Die Vorgaben aus dem im Aufbau be-
findlichen Landesprogramm Mobility-as-a-Service Nordrhein-Westfalen, 
die auf der Webseite  https://maas.mobil.nrw dargestellt sind, sind zu 
berücksichtigen.

Sämtliche im Zusammenhang mit Aufbau und Betrieb der Mobil-
stationen entstehenden statischen und dynamischen Mobilitätsdaten 
sind kosten- und diskriminierungsfrei zur Weiternutzung durch Dritte 
zur Verfügung zu stellen. Hierzu sind jene Daten an das führende 
Landesmobilitätsdatensystem der NRW.Mobidrom GmbH (Mobidrom-
Datenplattform) anzubinden.

9. Inkrafttreten, Geltungsdauer und
Finanzierungsvorbehalt

Die Förderleitlinien gelten bis zum 31.12.2029, soweit den Be-
willigungsbehörden Haushaltsmittel des Landes NRW für das Förder-
programm „Mobilstationen der Zukunft“ zur Verfügung stehen. Anträge 
auf Gewährung von Zuwendungen können bis zum 30.06.2026 bei der 
Bewilligungsbehörde eingereicht werden. Die bewilligten Fördermaß-
nahmen sind spätestens bis zum 31.12.2028 abzuschließen.  

7 Einsehbar unter: https://www.digital-vernetzt-mobil.de/leitfaden

8 Einsehbar unter: https://digitalemobilitaet.nrw/fileadmin/Redaktion/05_Downloads/Leitfaden_zur_Standardisierung_und_
Daten_Governance_des_OEPV_in_NRW_1.0.pdf

https://www.digital-vernetzt-mobil.de/wp-content/uploads/2020/12/Vernetzungsleitfaden_Arbeitspapier_V1.0_Stand-201210.pdf
https://digitalemobilitaet.nrw/fileadmin/Redaktion/05_Downloads/Leitfaden_zur_Standardisierung_und_Daten_Governance_des_OEPV_in_NRW_1.0.pdf
https://maas.mobil.nrw/
https://www.digital-vernetzt-mobil.de/leitfaden
https://digitalemobilitaet.nrw/fileadmin/Redaktion/05_Downloads/Leitfaden_zur_Standardisierung_und_Daten_Governance_des_OEPV_in_NRW_1.0.pdf
https://digitalemobilitaet.nrw/fileadmin/Redaktion/05_Downloads/Leitfaden_zur_Standardisierung_und_Daten_Governance_des_OEPV_in_NRW_1.0.pdf
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Die Verwendung der Zuwendung ist gemäß den dem Zuwendungs-
bescheid zugrunde zu legenden Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(ANBest) nachzuweisen, spätestens jedoch bis zum 31.03.2029.

10. Weitere Hilfestellungen für die beantragen-
de Stelle und Kontakt

10.1. Musterausschreibungsunterlagen

Für die Ausschreibung der Lieferleistungen bzw. Bauleistungen zur 
Errichtung von Mobilstationen können – sobald diese vorliegen – die 
Musterausschreibungsunterlagen der VRR AöR bzw. der go.Rheinland 
GmbH verwendet werden.

Zusätzlich können Antragstellende aus dem Gebiet der go.Rheinland 
GmbH für die Beschaffung von Fahrgastunterständen, Fahrradboxen 
nebst Bedienterminals und Softwaremiete sowie von Hinweis-
beschilderungen und Stelen nach den Designvorgaben des Landes 
(Gestaltungsleitfaden Mobilstationen NRW) auf Rahmenverträge  
(  http://www.gorheinland.com/rahmenvertraege) zurückgreifen.

10.2. Kostenaufstellung

Für die Kostenaufstellung zur Mobilstation steht auf  go.Rheinland9  
ein Beispiel bereit (vgl. ANLAGE 6, welches dort auch als Excel-Tabelle 
zum Download zur Verfügung steht).

10.3. Kontakt und Download der Anlagenmuster 
zum Förderantrag

Bewilligungsbehörde:

Bezirksregierung Köln 
Dezernat 37 - Rheinisches Revier 
50606 Köln 
Tel.: (0221) 147-2037 
E-Mail: dezernat37@bezreg-koeln.nrw.de

Internet: https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/kommunales-
planung-bauen-und-verkehr/foerderung-des-strukturwandels-im-rhei-
nischen-revier 

9 Einsehbar unter: https://wir.gorheinland.com/ausbau/rheinisches-revier/vernetzt-mobil-im-rheinischen-revier/

http://www.gorheinland.com/rahmenvertraege
https://wir.gorheinland.com/ausbau/rheinisches-revier/vernetzt-mobil-im-rheinischen-revier/
mailto:dezernat37%40bezreg-koeln.nrw.de?subject=
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/kommunales-planung-bauen-und-verkehr/foerderung-des-strukturwandels-im-rheinischen-revier
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/kommunales-planung-bauen-und-verkehr/foerderung-des-strukturwandels-im-rheinischen-revier
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/kommunales-planung-bauen-und-verkehr/foerderung-des-strukturwandels-im-rheinischen-revier
https://wir.gorheinland.com/ausbau/rheinisches-revier/vernetzt-mobil-im-rheinischen-revier/
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Fachlicher Ansprechpartner für das Gebiet der  
go.Rheinland GmbH:

go.Rheinland GmbH 
ÖPNV-Investitionsförderung / Rheinisches Revier 
Deutzer Allee 4, 50679 Köln 
Tel.: (0221) 20808-6801 
E-Mail: Mobilstationen-der-Zukunft@gorheinland.com 
Internet: https://wir.gorheinland.com/angebot/foerderprogramme/

 
Fachlicher Ansprechpartner für das Gebiet der Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr AöR:

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 
ÖPNV-Investitionsförderung / Rheinisches Revier 
Augustastraße 1, 45879 Gelsenkirchen 
Tel.: (0209) 1584-191 
E-Mail: Mobilstationen-der-Zukunft@VRR.de; info@vrr.de  
Internet: https://www.vrr.de/de/der-vrr/oepnv-investitionen/

11. Verzeichnis der Anlagen zur Förderleitlinie

ANLAGE
Nr.

Bezeichnung Für den
Antrag-
steller

Bereitstellung
als extra Datei
(Excel / Word)

1 Geltungsgebiet X

2 Antrag auf Gewährung einer 
Zuwendung

X X

3 Anlage zum Antrag:

Ermittlung der zuwendungs-
fähigen Ausgaben und Zu-
wendungen

X X

4.1 Anlage zum Antrag:

Mobilstationen, Übersicht
X X

4.2 Anlage zum Antrag:

Mobilstationen, Standorte
X X

5 Anlage zum Antrag:

Lageplan für eine Mobilstation; 
hier: Beispiel-Lageplan

X

6 Anlage zum Antrag:

Beispiel für die Kostenauf-
stellung zu einer (Quartiers-)
Mobilstation

X X

mailto:Mobilstationen-der-Zukunft%40gorheinland.com?subject=
https://wir.gorheinland.com/angebot/foerderprogramme/
mailto:Mobilstationen-der-Zukunft%40VRR.de%3B%20info%40vrr.de?subject=
https://www.vrr.de/de/der-vrr/oepnv-investitionen/
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Anschrift der Bewilligungsbehörde) 

Bezirksregierung Köln 
Dezernat 37 
50606 Köln 

Antrag 
auf Gewährung einer 

Zuwendung 

Wird von der Bewilligungsbehörde ausgefüllt: 

Ordnungsmerkmal 

1. Allgemeine Angaben

Name/ Bezeichnung Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Anschrift Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
(Straße / PLZ / Ort / Kreis) 

Auskunft erteilt Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
(Name / Tel. (Durchwahl)         (E-Mail-Adresse) 

Gemeindekennziffer Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Vertretungsberechtigte Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
Name/ Funktion 

Rechtform ☐ Öffentliche Gebietskörperschaft

☐ Verein

☐ Gemeinnütziger Verein

☐ Hochschule

☐ Unternehmen in der Rechtform als:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

☐ AöR

☐ Sonstige Einrichtung:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Handels-, Vereins- oder 
Partnerschaftsregisternummer 

Ein aktueller Auszug ist ggfls. beizufügen! 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Bankverbindung Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
(IBAN) 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
(Bezeichnung des Kreditinstitutes) 

Landesplanerische 
Kennzeichnung 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Haushaltsrecht Nordrhein-Westfalen – VVG zu § 44 LHO - Bezirksregierung Köln 

In Anlehnung an: Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

Grundmuster 1 (Antrag) 
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2. Antragsberechtigung
Das Zutreffende bitte ankreuzen: 

☐ Gemeinde/ Gemeindeverband

☐ im Fördergebiet1,   ☐  nicht im Fördergebiet

☐ Juristische Personen, die sich ausschließlich in öffentlicher Hand
Nach § 2 Nr. 2 Investitionsgesetz Kohleregion (InvKG) befinden.

☐ im Fördergebiet,   ☐  nicht im Fördergebiet

☐ Rechtlich selbstständige Gesellschaft/ Einrichtung des Landes Nordrhein-
Westfalens, die sich zu 100 Prozent in der Trägerschaft des Landes befinden.

☐ Sonstige juristische Person, wenn das zu fördernde Vorhaben der
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe dient.

Ausführliche Angaben/ Nachweise können in einer Anlage dargestellt werden. 

3. Angaben zu Kooperationspartnern und der Weiterleitung an Dritte

3.1 Kooperationsprojekt 

Handelt es sich vorliegend um ein sog. Kooperationsprojekt? 

☐ Ja ☐ Nein

Wenn ja: 
Mit welchen Projektpartnern (=Kooperationspartnern) wird aufgrund des vorliegenden Vorhabens 
ein Kooperationsvertrag geschlossen? 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Es muss ein/e Konsortialführer/in benannt werden: 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

3.2 Weiterleitung 

Sollen Teile der Zuwendung an Dritte weitergeleitet werden? 

☐ Ja ☐ Nein

Wenn ja: Bitte Formular ausfüllen. 

4. Maßnahme

Bezeichnung / angesprochener 
Zuwendungsbereich 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Durchführungszeitraum Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
(von / bis) 

Durchführungsort(e) im Fördergebiet 
(Rheinisches Revier) 

☐ Rhein-Kreis Neuss ☐ Kreis Heinsberg

☐ Kreis Düren ☐ Kreis Euskirchen

☐ Rhein-Erft-Kreis ☐ Städteregion Aachen

☐ Stadt Mönchengladbach

Gemeinden, auf die sich die 
Maßnahme erstreckt 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Vorzeitige Investition Liegt eine vor dem 01.01.2020 begonnene Investition, 

 Stand: November 2024      
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aber noch nicht abgeschlossene Maßnahme vor? 

☐ Ja ☐ Nein

Wenn ja: 

Titel des Vorhabens:  Klicken oder tippen Sie hier, um 
Text einzugeben. 

☐ Es wird hierzu erklärt, dass es sich um selbstständige
Abschnitte eines laufenden Verfahrens handelt:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Projektanknüpfung Das Projekt knüpft an … 

☐ abgeschlossene,

☐ bestehende oder

☐ geplante
Projekte innerhalb des Gesamtvorhabens an.
Werden oder wurden diese Projekte mit öffentlichen
Mitteln umgesetzt? Wenn…

☐ Ja, dann bitte darlegen:Klicken oder tippen Sie hier,
um Text einzugeben.

☐ Nein

Entstehen nach Projektabschluss 
Folgekosten? 

☐ Ja

Wenn ja: 
Welche Folgekosten entstehen und in welcher Höhe? 
Wie werden diese finanziert? 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ Nein

 Stand: November 2024      
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5. Finanzierungsplan

Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit 
(Kassenwirksamkeit) 

Summe 

20.. 20.. 20.. 20.. 20.. 

in EUR 

1 2 3 4 5 6 7 

5.1 Gesamtkosten 

5.2 davon grundsätzlich 
zuwendungsfähige Ausgaben 

5.3 abzüglich Leistungen Dritter 
(ohne öffentliche Förderung) 

5.4 Zuwendungsfähige 
Gesamtausgaben 

5.5 Beantragte Förderung (Nr. 
4) 

5.6 beantragte 7 bewilligte 
öffentl. Förderung sonstiger 
Fördergeber (ohne Nr. 5.5) 
durch 

5.7 Eigenanteil 

6. Beantragte Förderung

Zuwendungsbereich Zuweisung 

[EUR] 

Darlehen 

[EUR] 

Schulden-
diensthilfen 

[EUR] 

v.H.
von Nr. 5.4 

1 2 3 4 5 

Summe 

7. Begründung

7.1 zur Notwendigkeit der Maßnahme (u. a.: Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, 
Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, Maßnahmen desselben Aufgabenbereiches in 
vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen) 

 Stand: November 2024      
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7.2 zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (u. a.: Eigenmittel, Förderhöhe, 
Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und 
Finanzierungsmöglichkeiten) 

 Stand: November 2024      
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8. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, die voraussichtliche 
Höhe und die Tragbarkeit der Folgelasten für die / den Antragstellende(n), Finanzlage der / des 
Antragstellenden usw. 

9. Erklärungen

Die / Der Antragstellende erklärt, dass 

9.1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des 
Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der 
Abschluss einer der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu 
werten, 

9.2 sie / er zum Vorsteuerabzug 

☐nicht berechtigt ist

☐berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nr. 5.1) berücksichtigt hat
(Preise ohne Umsatzsteuer).

9.3 die Angaben in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) vollständig und richtig 
sind 

9.4 die Mittel sparsam und wirtschaftlich verwenden werden. 

9.5 Bei Infrastruktureinrichtungen wird ein barriere- und diskriminierungsfreier Zugang der 
Nutzenden zu transparenten Bedingungen ermöglicht. 

9.6 Weitergabe von Daten 

 Stand: November 2024      



Rheinisches Revier, Förderprogramm „Mobilstationen der Zukunft“, Förderleitlinien 
Bezirksregierung Köln / go.Rheinland GmbH/ VRR AöR 
ANLAGE 2: Antragsformular 

          7 / 9

Ich, die/der Antragstellende, nehme zur Kenntnis, dass Daten, die ich in diesem Antrag 
und während der Bearbeitung des Förderprojektes der Bezirksregierung Köln mitteile zur 
Entscheidung über den Förderantrag und die spätere Bearbeitung des Förderprojektes 
erforderlich sind. Sie werden zu diesem Zwecke gespeichert. Diese Daten werden ggf. an 
das zuständige Ministerium, den Landesrechnungs- und Bundesrechnungshof 
weitergegeben, soweit dies für die Bearbeitung oder im Rahmen eines Fördercontrollings 
bzw. einer Prüfung erforderlich ist. 
Die Datenverarbeitung beruht auf Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO in Verbindung mit § 3 DSG 
NW, dem jährlichen Haushaltsgesetz und den jeweils einzelnen Fördererlassen. 

Die weitergehenden Informationen zu meinen Rechten als Betroffener unter 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/datenschutzhinweise die auch schriftlich oder mündlich 
bei der Bezirksregierung Köln erfragt werden können, habe ich zur Kenntnis genommen. 

9.7 Nur für nicht-kommunale Antragstellende 
Ich, die/der Antragstellende, versichere hiermit, dass die Zuwendungen nicht zur 
Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt werden und dass ich weder eine 
terroristische Vereinigung bin, noch terroristische Vereinigungen unterstütze. 

9.8 Bitte beantworten Sie folgende Fragen: 
9.8.1 Liegt eine offene Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses er 

Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von demselben Mitgliedsstaat 
gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt vor? 

☐Ja ☐ Nein
9.8.2 Erfüllen oder erfüllten Sie gemäß Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c) Allgemeine 

Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) die Voraussetzungen eines Unternehmens in 
Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Nr. 18 AGVO? 

☐ Ja ☐ Nein
9.8.3 Ist der Geltungsbereich der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

gemäß Artikel 1 Nr. 2 bis 5 AGVO für Sie eröffnet? 

☐ Ja ☐ Nein

9.9 Hinweis auf § 264 StGB 
Ich, die/der Antragstellende, erkläre hiermit, dass mir bekannt ist, dass 

• sämtliche in diesem Förderantrag sowie die in den beigefügten Anlagen/
Vordrucke gemachten Angaben subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des §
264 Abs. 8 StGB sind.

• sämtliche während und nach dem Ende der Maßnahme gemachten Angaben
(postalisch oder elektronisch) und eingereichten Unterlagen (postalisch oder
elektronisch), insbesondere die Angaben in dem Zwischennachweis und die
Angaben in dem Verwendungsnachweis, ebenfalls subventionserhebliche
Tatsachen im Sinne des § 264 Abs. 8 StGB sind.

• die Regelungen des Zuwendungsbescheids und die ihm beigefügten allgemeinen
und besonderen Nebenbestimmungen als eine Verwendungsbeschränkung im
Sinne des § 264 Abs. 1 Nr. 2 StGB anzusehen sind.

• Ich mich gemäß § 264 Abs. 1 StGB strafbar mache, wenn ich
1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer

anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person
(Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für mich oder
einen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben mache, die für mich
oder den anderen vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch
Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine
Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung
verwende,
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3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die
Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis
lasse oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige
Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder
über subventions-erhebliche Tatsachen gebrauche.

• Es für eine Strafbarkeit nach § 264 StGB nicht erforderlich ist, dass die Zuwendung
für mich selbst beantragt wird oder dass die beantragte Zuwendung tatsächlich
gewährt wird.

10. Anlagen

10.1 Kooperationsvertrag, falls eine Kooperation für das beantragte Projekt mit einem oder 
mehreren Unternehmen/ Partnern besteht (für die Antragstellung reicht der Entwurf 
aus) 

☐Es liegt kein Kooperationsprojekt vor.

10.2 Weiterleitungsvertrag/ -Bescheid, (für die Antragstellung reicht der Entwurf aus) 
sowie gesonderte Aufstellung, in welcher Höhe (verteilt auf die Haushaltsjahre sowie 
insgesamt) Zuwendungen weitergeleitet werden sollen. 

☐Es wird keine Zuwendung weitergeleitet.

10.3 Nachweis des Eigenanteils, 
beispielsweise durch: 

• bei Gemeinden: Durch Vorlage eines entsprechenden Ratsbeschlusses; alternativ
eine Bestätigung des Kämmerers

• bei Zweckverbänden: Auszug aus dem Wirtschaftsplan

• bei Unternehmen: Bilanzen/Jahresabschlüsse der letzten beiden Geschäftsjahre
(ggf. vorläufig) einschließlich GuV.

• vergleichbare Unterlagen bei anderen Rechtsformen

10.4 Aktueller Auszug aus dem Handels-, Vereins- oder Partnerschaftsregister 

☐Ist nicht zutreffend

10.5 Gutachten/ Stellungnahme zur Vereinbarkeit der Förderung mit Art. 107 AEUV (EU-
Beihilferecht) 

10.6 Vordruck zum Antrag auf Verwendung eines DV-gestützten Buchführungssystems zur 
elektronischen Buchführung und Belegaufbewahrung 

☐Ist nicht zutreffend

10.7 Erläuterungsbericht, insbesondere mit Ausführungen zur Wirtschaftlichkeit, zur 
(digitalen) Vernetzung (zw. Verkehrsmitteln/ Mobilstationen) sowie zur Integration 
innovative Elemente 

• Ausführliche Darlegung des angestrebten Verkehrswerts und Angaben über die
Situation der derzeit vorhandenen Verkehrsanlagen und ihre Kapazität

• Darlegung, warum das Vorhaben nach Art und Umfang zur Verbesserung der
Verkehrsverhältnisse sowie zur Attraktivierung des Standortes als Mobilstation
dringend erforderlich und des innovativen Ansatzes

• Darlegung, dass die Mobilstation Bestandteil eines Entwicklungskonzeptes
(kommunales Mobilstations„Grob-/Feinkonzept“, verbandweites
Mobilstationskonzept des NVR bzw. des VRR) ist sowie Erläuterung zur
Berücksichtigung im Nahverkehrsplan (gilt nicht für die Quartiersmobilstation)

• Ergebnis der Bedarfsanalyse

• Angaben über die Vorbereitung des Vorhabens, insbesondere über den Stand
des Grunderwerbs, die rechtlichen Grundlagen und erforderlichen
Genehmigungen für das Baurecht, die Beteiligungsbereitschaft Dritter
(Verwaltungsvereinbarungen) sowie über die erfolgte Abstimmung mit
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städtebaulichen und sonstigen verkehrlichen Maßnahmen, die mit dem 
Bauvorhaben zusammenhängen  

• Darstellung der Beschaffenheit des Baugrundes (ggf. Altlasten)

• Darlegung und nachvollziehbare Begründung, dass die Zusätzlichkeit der
geförderten Maßnahme vorhabenbezogen gegeben ist (u. a. verbindliche
Erklärung der/des Antragstellenden, dass eine Finanzierung der Investition nicht
ohne die über diese Richtlinie zu beantragenden Finanzhilfen des Bundes und
des Landes gesichert ist und verbindliche Erklärung, dass andere
Finanzierungsmöglichkeiten nicht zur Verfügung stehen)

10.8 Bedarfsanalyse, Haltestellenbelegungsplan (soweit zutreffend) 

10.9 Flächennutzungs- und Ausstattungskonzept für den gesamten Bereich der 
(Quartiers-)Mobilisation 

10.10 Stellungnahme des zuständigen Behindertenbeauftragten bzw. des Behindertenbeirats 
zum Vorhaben 

10.11 Stellungnahme der Gemeinde, des Kreises, des Verkehrsunternehmens, des 
Verkehrsverbunde/ der Verkehrsgemeinschaft bei Betroffenheit von dem Vorhaben 

10.12 Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben nach Muster der ANLAGE 3. 

10.13 ANLAGE 4.1 (Quartiers-)Mobilstationen, Übersicht und 
ANLAGE 4.2 (Quartiers-)Mobilstationen, Standorte. 

10.14 Kostenberechnung, aufgegliedert in Kostengruppen. 

10.15 Bauzeitenplan (soweit relevant) 

10.16 Liniennetzplan (soweit relevant) 

10.17 Übersichtsplan des Vorhabens und Bauentwurf mit Lageplan/-plänen (vgl. Beispiel in 
ANLAGE 5): M: 1:250-1:1.000 je nach Größe der (Quartiers-)Mobilstation bzw. bei 
barrierefreiem Haltestellenausbau M: 1:100; bei Fahrradabstellanlagen sind 
Satellitenfotos mit Markierung der genutzten Fläche ausreichend), grafischer Darstellung 
der Elemente (Fahrradboxen, Wartehalle, Radabstellanlagen etc.) sowie 
Grunderwerbsplänen und Grunderwerbsverzeichnis 

Soweit das Vorhaben Flächen eines Dritten berührt, die Teil der Mobilstation sind, ist eine 
Abstimmung herbeizuführen und zu dokumentieren. 

……………………………………………………………………….. 
(Ort, Datum) 

………………………………………………………………………. 
(Rechtsverbindliche Unterschrift) 

………………………………………………………………………. 
(Name, Funktion) 

Bildkopie der Excel-Datei 
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EUR

1. EUR

a)

EUR*

b)

EUR

EUR = EUR

EUR EUR

2. EUR

a)

EUR*

b)

EUR

c) EUR

d)

EUR

EUR = EUR

EUR 0,- EUR

3. EUR

a)

EUR

EUR = EUR

EUR EUR

4. 0,- EUR

5. Zuwendungen auf Bau-, Planungs- und Grunderwerbsausgaben

0,- EUR

0,-

Zuwendungsfähige Bau-, Planungs- und Grunderwerbsausgaben

Ausgaben zur Vorbereitung und Planung

insgesamt abzusetzen 0,- 0,-

zuwendungsfähige Planungsausgaben 0,-

0,-

0,-

Zuwendungen:

Hiervon sind abzusetzen:

nicht zuwendungsfähige 

Planungsausgaben

* Aufschlüsselung gemäß Anlage

zuwendungsfähige Grunderwerbsausgaben

sonstige nicht zuwendungsfähige 

Grunderwerbsausgaben

Grunderwerbsausgaben

die darauf entfallenden Anteile aus

Beiträgen Dritter nach FStrG, StrWG

NRW, EKrG, BauGB, KAG usw.

Fördersatz (i.d.R. 90): v.H.

Ordnungsmerkmal:

0,-

Wert der anfallenden Stoffe bzw. Erlöse

aus ihrer Veräußerung, soweit nicht bei

den Einheitspreisen berücksichtigt

0,-

0,-0,-

Umsatzsteuer, falls nicht 

Anlage zum Antrag vom:

zuwendungsfähige Bauausgaben

insgesamt abzusetzen

Hiervon sind abzusetzen:

Vorhaben:

Bauausgaben

Gesamtkosten

insgesamt abzusetzen

sonstige nicht zuwendungsfähige

Bauausgaben

0,-

die darauf entfallenden Anteile aus

Beiträgen Dritter nach FStrG, StrWG

NRW, EKrG, BauGB, KAG usw.

Hiervon sind abzusetzen:
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Bildkopie der Excel-Datei 

Wetterschutz / 

Fahrgastunterstand (Anzahl)

Sitzgelegenheiten

Beleuchtungsanlage

Fahrgastinformationsanzeiger

Uhr (soweit keine Anzeige auf dem

Fahrgastinformationsanzeiger)

Informationsvitrinen

und/oder -Informationssäulen

B+R-Stellplätze in abschließbaren

Sammelanlagen (Anzahl) *

B+R-Stellplätze überdacht (Anzahl) *

B+R-Fahrradboxen (Anzahl) *

Wegweisung 

Barrierefreier Ausbau:

Stufenfreiheit

Barrierefreier Ausbau:

taktiler Blindenleitstreifen

Mobilfunkempfang oder WLAN

einheitliches Erscheinungsbild

nach dem Gestaltungsleitfaden NRW

Anfahrbord für Niederflurbusse

Drängelschutzgitter

Abfallbehälter

Haltestellenschild

Anpassung an das Umfeld

Fahrradbügel (nicht überdacht)

Grunderwerb

1 2 3 4 5 6 7 8 9 1
0

1
1

1
2

1
3

1
4

1
5

1
6

1
7

1
8

1
9

2
0

2
1

2
2

2
3

2
4

2
5

G
e
s
a
m

ta
u

s
g

a
b

e
n

F
o

lg
e
n

d
e
 E

in
z
e
lm

a
ß

n
a
h

m
e
n

 s
in

d
 i

m
 R

a
h

m
e
n

 d
e
s
 M

o
b

il
s
ta

ti
o

n
s
a
n

tr
a
g

s
 v

o
rg

e
s
e
h

e
n

(B
it

te
 a

n
k
re

u
z
e
n

 b
z
w

. 
a
u

s
fü

ll
e
n

)

L
fd

. 
N

r.
O

rt

H
a
lt

e
s
te

ll
e
/

 V
e
rk

e
h

rs
-

s
ta

ti
o

n

d
e
s
 S

P
N

V
L

in
ie

n

M
in

d
e
s
ta

n
fo

rd
e
ru

n
g

e
n

 M
o

b
il

s
ta

ti
o

n
 (

* 
=

 w
a
h
lw

e
is

e
 o

d
e
r 

in
 K

o
m

b
in

a
ti
o
n
)

W
e
it

e
re

 E
in

z
e
lm

a
ß

n
a
h

m
e
n

 Stand: November 2024      



Rheinisches Revier, Förderprogramm „Mobilstationen der Zukunft“, Förderleitlinien 

Bezirksregierung Köln / go.Rheinland GmbH/ VRR AöR 

ANLAGE 4.2: Mobilstation, Standorte 

Bereitstellung als Excel-Datei 

1 / 1

W
e
tt

e
rs

c
h

u
tz

 /
 

F
a
h

rg
a
s
tu

n
te

rs
ta

n
d

 (
A

n
z
a
h

l)

S
it

z
g

e
le

g
e
n

h
e
it

e
n

B
e
le

u
c
h

tu
n

g
s
a
n

la
g

e

F
a
h

rg
a
s
ti

n
fo

rm
a
ti

o
n

s
a
n

z
e
ig

e
r

U
h

r 
(s

o
w

e
it

 k
e
in

e
 A

n
z
e
ig

e
 a

u
f 

d
e
m

F
a
h

rg
a
s
ti

n
fo

rm
a
ti

o
n

s
a
n

z
e
ig

e
r)

In
fo

rm
a
ti

o
n

s
v
it

ri
n

e
n

u
n

d
/o

d
e
r 

-I
n

fo
rm

a
ti

o
n

s
s
ä
u

le
n

B
+

R
-S

te
ll

p
lä

tz
e
 i

n
 a

b
s
c
h

li
e
ß

b
a
re

n

S
a
m

m
e
la

n
la

g
e
n

 (
A

n
z
a
h

l)
 *

B
+

R
-S

te
ll

p
lä

tz
e
 ü

b
e
rd

a
c
h

t 
(A

n
z
a
h

l)
 *

B
+

R
-F

a
h

rr
a
d

b
o

x
e
n

 (
A

n
z
a
h

l)
 *

W
e
g

w
e
is

u
n

g
 

B
a
rr

ie
re

fr
e
ie

r 
A

u
s
b

a
u

:

S
tu

fe
n

fr
e
ih

e
it

B
a
rr

ie
re

fr
e
ie

r 
A

u
s
b

a
u

:

ta
k
ti

le
r 

B
li

n
d

e
n

le
it

s
tr

e
if

e
n

M
o

b
il

fu
n

k
e
m

p
fa

n
g

 o
d

e
r 

W
L

A
N

e
in

h
e
it

li
c
h

e
s
 E

rs
c
h

e
in

u
n

g
s
b

il
d

n
a
c
h

 d
e
m

 G
e
s
ta

lt
u

n
g

s
le

it
fa

d
e
n

 N
R

W

Vorhanden

A
n

fa
h

rb
o

rd
 f

ü
r

N
ie

d
e
rf

lu
rb

u
s
s
e

D
rä

n
g

e
ls

c
h

u
tz

g
it

te
r

A
b

fa
ll

b
e
h

ä
lt

e
r

H
a
lt

e
s
te

ll
e
n

s
c
h

il
d

A
n

p
a
s
s
u

n
g

 a
n

 d
a
s
 U

m
fe

ld

F
a
h

rr
a
d

b
ü

g
e
l

(n
ic

h
t 

ü
b

e
rd

a
c
h

t)

G
ru

n
d

e
rw

e
rb

Vorhanden

(3) Erläuterung zur Herstellung der vollständigen Barrierefreiheit im schienengebundenen kommunalen ÖPNV

sowie im SPNV gemäß Nahverkehrsplan der ÖPNV-/SPNV-Aufgabenträger.

Gegenstand

Mindestanforderungen Mobilstation (* = wahlweise oder in Kombination)

Weitere Einzelmaßnahmen

Anlage 4.2: (Quartiers-)Mobilstationen zum Antrag: einzelne Standorte

Ort:

Standort/Haltestelle:

Lfd. Nr.:

Bestandsaufnahme (Bitte Foto(s) einfügen):

Für Mobilstationen mit qualifiziertem ÖPNV-Anschluss gelten (1), (2) und (3). 
Für Quartiersmobilstationen gelten (1) und (2).

Heutiger Bestand (bitte ankreuzen bzw. eintragen):

Beigefügte Unterlagen:

beigefügt

(1) Planungs- und Betreiberkonzept zum Ausbau zur Mobilstation mit Erläuterungen zur Örtlichkeit bzgl.

sozialer Kontrolle und Sicherheit, zu Reinigungs-/Wartungsarbeiten und Grünpflege sowie zu

Eigentumsverhältnissen und Zuständigkeiten für die Flächen und Ausstattungselemente.

(2) Bestätigung, dass der Standort bis zur Fertigstellung der Fördermaßnahme alle Mindestanforderungen an

eine Mobilstation erfüllt.
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Musterstadt

Musterhaltestelle

Gruppe Nr. Position Einheit Menge Einheitspreis Gesamtkosten

1.001
Grünfläche entfernen 

  inkl. Bodenaushub 40 cm m²

1.002
Belag entfernen 

  (z. B. Asphalt, Pflaster etc.) m²

1.003 Bodenaushub (40 cm Aushub) m²

1.004
Abbau altes Mobiliar

  (Nennung des Mobiliars) psch.

1.005 Anpassung Bordsteine m

1.006 Bordsteine neu m

1.007
Gehweg erneuern

  (nur Belag, z. B. Pflaster) m²

1.008 Fläche pflastern (nur Pflaster) m²

1.009 Fläche pflastern inkl. Oberbau neu m²

1.010
Entwässerung neu

  (z. B. Rinne) m

2.001
Fahrradboxen personengebunden

 (1 Abstellplatz = 1 Stk.) Stk.

2.002

Fahrradboxen mit online angebundenem 

Buchungs- und Schließsystem zur zeitlich 

flexiblen Nutzung

 (1 Abstellplatz = 1 Stk.) Stk.

2.003 Steuerungselement für Fahrradboxen Stk.

3.001
Fahrradbügel (Hoch-Tief Anordnung)

  (1 Abstellplätze = 1 Bügel bzw. Stk.) Stk.

3.002 Fahrradanlehnbügel mit Knieholm Stk.

3.003

überdachte Fahrradabstellplätze 

 (überschlägig gerechnet, 

 1 Stk. = 1 Abstellplatz) Stk.

3.004

überdachte Fahrradabstellplätze in 

zugangsgesicherten

Sammelabstellanlagen 

 (überschlägig gerechnet, 

 1 Stk. = 1 Abstellplatz) Stk.

3.005

Fahrradsammelabstellanlagen mit online 

angebundenem Buchungs- und Schließsystem 

zur zeitlich flexiblen Nutzung 

 (überschlägig gerechnet, 

 1 Stk. = 1 Abstellplatz)

Stk.

3.006

Fahrradparkhaus

 (überschlägig gerechnet, 

 1 Stk. = 1 Abstellplatz) Stk.

4.001
Fahrradstellplätze an festen Stationen

 (1 Stk. = 1 Abstellplatz) Stk.

5.001
Wartehalle

   Maße: Stk.

5.002
Sitzgelegenheiten

  (pro Platz) Stk.

5.003
Aufrüstung Blindenleitsystem bei 

bestehendem Pflaster psch.

5.004
Barrierefreier Ausbau inkl. Blindenleitsystem

(siehe gesonderte Kostenberechnung)
psch.

Gesamtkosten pro Gruppe

0,00 €

Projekt:

H
al

te
st

el
le

n
au

sb
au

B
ik

e-
 

sh
ar

in
g

OM:

Datum:

Stadt:

Berechnung der Einzelkosten

0,00 €

0,00 €

0,00 €

Haltestelle:
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er
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0,00 €
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Bereitstellung als Excel-Datei 
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Bildkopie der Excel-Datei 

Musterstadt

Musterhaltestelle

Gruppe Nr. Position Einheit Menge Einheitspreis Gesamtkosten

6.001 Grünfläche entfernen inkl. Boden m²

6.002 Oberboden entfernen bis Tiefe 0,60 m m²

6.003 Pflaster inkl. Oberbau m²

6.004
Belag entfernen 

  (z.B. Asphalt, Pflaster etc.) m²

6.005
Fläche pflastern 

 (nur Pflaster) m²

6.006
Markierung P+R-Parkplatz ebenerdig

 (Stk. = Anzahl Parkplätze) Stk.

6.007
Markierung P+R-Parkbauten

 (Stk. = Anzahl Parkplätze) Stk.

6.008
Markierung P+R-Kurzzeit-Parkplatz

 (Stk. = Anzahl Parkplätze) Stk.

6.009

Markierung P+R-Behindertenstellplatz 

ebenerdig

 (Stk. = Anzahl Parkplätze) Stk.

6.010

Markierung P+R-Behindertenstellplatz 

Parkbauten

 (Stk. = Anzahl Parkplätze) Stk.

7.001 Dynamische Fahrgastinformation (DFI) Stk.

7.002 Stele Stk.

7.003 Kennzeichnung Mobilstation Stk.

7.004 Kennzeichnung Bikesharing Stk.

7.005 Kennzeichnung Carsharing Stk.

7.006 Paketstation (8 Schränke) Stk.

7.007 Poller inkl. Fundament Stk.

7.008
Landschaftliche Aspekte

   Grünfläche m²

7.009
Landschaftliche Aspekte

   Bäume Stk.

7.010 Beleuchtung inkl. Fundament und  Anschluss
Stk.

7.011 Abfalleimer Stk.

7.012 Grunderwerb m²

7.013
Sonstiges

  mit Nennung m²

0,00 €

5,00% 0,00 €

Nettosumme 0,00 €

ggf. Zuschlag für Mehrwertsteuer: 19,00% 0,00 €

Summe 0,00 €

gerundete Gesamtkosten 0,00 €

Berechnung der Einzelkosten

Projekt:

OM:

Datum:

Stadt:

Haltestelle:

0,00 €

0,00 €

Zwischensumme

Grunderwerbsausgaben, Ausgaben für die Zufahrtsstraßen und -wege, Wegeleitsysteme und die Ausstattung für Fahrgastinformationen sind nicht enthalten. Ebenso wenig

sind Bauteile wie z. B. Stützwände und Masten enthalten, die nur aufgrund besonderer Bedingungen erforderlich sind. Die Zuwendungsfähigkeit dieser Ausgaben wird getrennt

betrachtet.

ggf. Zuschlag für Kleinleistungen, max. 5 %:
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Gesamtkosten pro Gruppe
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